
399RÜ: Jeden Monat die aktuellen examenswichtigen Entscheidungen in Klausurform

Entscheidung des Monats   RÜ 7/2026

Art. 40 GG; § 123 VwGO; § 2 HO-BT

Kein Bundestagsausweis für AfD-Mitarbeiter wegen 
Russlandkontakten
OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 12.02.2026 – 3 S 158/25, BeckRS 2026, 2212;
VG Berlin, Beschl. v. 30.10.2025 – VG 2 L 437/25, BeckRS 2025, 29074

Fall
M ist Mitarbeiter des AfD-Bundestagsabgeordneten J. M unterhielt im Jahr
2024 engen geschäftlichen Kontakt zu dem russischen Staatsangehörigen X,
der mit dem russischen Geheimdienst zusammenarbeitet. Beide gründeten
ein Institut zur Abwicklung von Spenden, über das sie allerdings verdeckt ter-
roristische Milizen in der Ukraine finanzierten. Für diese Tätigkeit wurde X
2024 von der EU sanktioniert. Zudem stand M in engem persönlichen Verhält-
nis zu Y, einer Menschenrechtskommissarin der Russischen Föderation. Sie gilt
als wichtiges Sprachrohr der russischen Regierung, da sie russische Narrative
aufrechterhält, insbesondere die Deportation ukrainischer Staatsangehöriger
im Rahmen des russischen Angriffskriegs leugnet. Auch M selbst unterstützt
prorussische Narrative, die auf den russischen Militärgeheimdienst zurückge-
hen und den Krieg gegen die Ukraine rechtfertigen sollen. 

Im September 2025 beantragte M bei der hierfür zuständigen Präsidentin des
Bundestags P die Ausstellung eines personalisierten Bundestagsausweises,
um Zutritt zu den nicht öffentlich zugänglichen Gebäuden des Bundestages
zu erlangen. P lehnte den Antrag unter Berufung auf ihr Hausrecht ab. Die
Überprüfung der notwendigen Zuverlässigkeit des M auf Grundlage des § 2
Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c der Hausordnung des Deutschen Bundestages (HO-BT,
Anhang 1 zur GO-BT) i.V.m. dem Kriterienkatalog der Zugangs- und Verhal-
tensregeln der Bundestagsliegenschaften (ZuV) habe ergeben, dass eine Zu-
trittsberechtigung des M die Funktions- und Arbeitsfähigkeit des Deutschen
Bundestags gefährde. Er verfolge Bestrebungen, die sicherheitsgefährdende
Tätigkeiten im Geltungsbereich des Grundgesetzes für eine fremde Macht be-
treffen oder habe diese jedenfalls in der Vergangenheit verfolgt. Es sei insbe-
sondere zu befürchten, dass die Kontakte des M dessen privilegierten Zugang
zum Bundestag und zur Politik auszunutzen würden, um den demokratischen
Prozess und die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik zu beein-
trächtigen. Auf Grund der aktuellen Lage, in der die Russische Föderation ge-
zielt versuche, die politische Welt im Westen zu destabilisieren, könne dieses
von M ausgehende Risiko nicht hingenommen werden.

Daraufhin erhebt M Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht und bean-
tragt außerdem, P im Wege einstweiliger Anordnung zu verpflichten, ihm bis
zu einer Entscheidung in der Hauptsache einen personalisierten Bundestags-
ausweis zu erteilen. Er macht geltend, dass die in seine Berufsfreiheit eingrei-
fende Ablehnung nur auf ein Parlamentsgesetz gestützt werden könne. Selbst
wenn P sich auf ihr Hausrecht stützen könnte, sei das Hausrecht des J vorran-
gig. Darüber hinaus sei er nicht unzuverlässig im Sinne der HO-BT. Seine Ver-
bindung zu X sei eine unbeachtliche „Kontaktschuld“. Nur, weil er geschäftli-
chen Kontakt zu diesem gehabt habe, könne er nicht mit dem russischen Ge-
heimdienst assoziiert werden. Die Aktivitäten des X seien ihm seinerzeit nicht
einmal bekannt gewesen. Ferner müsse berücksichtigt werden, dass Y erst
nach dem gemeinsamen Kontakt von der EU sanktioniert wurde. Schließlich
seien sämtliche seiner Kontakte – was zutrifft – nicht strafrechtlich relevant. Ist
der zulässige Antrag begründet?

1. Die auf Grundlage des Art. 40 Abs. 2 S. 1
GG erlassene Hausordnung des Deut-
schen Bundestages fungiert sowohl als
Aufgabenzuweisungs- als auch als Befug-
nisnorm für konkrete, auch belastende
Einzelmaßnahmen.

2. Die Zugangs- und Verhaltensregeln für
den Bereich der Bundestagsliegenschaf-
ten (ZuV) konkretisieren das Hausrecht
der Bundestagspräsidentin.

3. Begründete Zweifel an der für die Er-
teilung eines Hausausweises erforderli-
chen Zuverlässigkeit des Antragstellers
können sich insbesondere aus Kontakten
zu ausländischen Geheimdiensten oder
sonstigen sicherheitsrelevanten Verbin-
dungen zu ausländischen Akteuren er-
geben. 

Leitsätze
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Lösung

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist begründet, wenn der
Antragsteller die Tatsachen glaubhaft gemacht hat, die den Anordnungsan-
spruch sowie den Anordnungsgrund begründen.

I. Abgrenzung von Sicherungs- und Regelungsanordnung

Zum Prüfungsstandort s. AS-Skript VwGO
(2025), Rn. 766 ff.

Mit dem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung versucht M, seinen
Rechtskreis zu erweitern und so den status quo für ihn positiv zu verbessern,
indem er die Zuteilung eines Hausausweises begehrt. Damit liegt eine Rege-
lungsanordnung i.S.d. § 123 Abs. 1 S. 2 VwGO vor.

II. Anordnungsanspruch

M müsste das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs glaubhaft gemacht ha-
ben. Bei der Regelungsanordnung setzt dieser ein streitiges Rechtsverhält-
nis voraus, aus dem der Antragsteller eigene Rechte herleitet. Dabei können
auch einzelne sich aus dem Rechtsverhältnis ergebende Rechte und Pflichten
Gegenstand der Anordnung sein, insbesondere auch das Bestehen eines An-
spruchs. Hier könnte M einen Anspruch auf Erteilung des Hausausweises für
den Bundestag haben. Das ist der Fall, wenn hierfür eine Anspruchsgrundlage
existiert und ihre formellen und materiellen Voraussetzungen erfüllt sind.

1. Anspruchsgrundlage

Nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c, Abs. 6a S. 1 HO-BT erhalten Mitarbeitende von
Bundestagsabgeordneten einen personalisierten Bundestagsausweis. Die HO-
BT stellt sich als Ausprägung des Hausrechts des Bundestagspräsidenten
aus Art. 40 Abs. 2 S. 1 GG in kodifizierter Form dar. Insofern handelt es sich bei
ihr aber um bloßes Innenrecht, dem keine taugliche Anspruchsqualität zu-
kommt. Wie bei sonstigen Innenrechtsnormen (wie z.B. Verwaltungsvorschrif-
ten) sind die staatlichen Stellen über den allgemeinen Gleichbehandlungs-
grundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG zur einheitlichen Anwendung der sie intern
bindenden Normen verpflichtet. Dementsprechend kann M diese Gleichbe-
handlung für sich einfordern. Anspruchsgrundlage ist deshalb § 2 Abs. 2 Nr. 3
Buchst. c HO-BT i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG.

2. Anspruchsvoraussetzungen

Die formellen Voraussetzungen sind erfüllt, da M einen Antrag an die hierfür
zuständige P gestellt hat, § 2 Abs. 6a S. 1 HO-BT. Es müssten auch die materiel-
len Voraussetzungen vorliegen. 

a) Tatbestand der Anspruchsgrundlage

aa) Anspruchsteller

M ist Mitarbeiter des Mitgliedes des Deutschen Bundestages J und gehört da-
her zum Kreis der möglichen Anspruchsteller, § 2 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c HO-BT. 

bb) Ablehnungsgrund

Kein Anspruch auf Erteilung des Bundestagsausweises besteht jedoch, wenn
begründete Zweifel an der Zuverlässigkeit des Antragstellers bestehen.
Dann ist der Bundestagspräsident vielmehr nach § 2 Abs. 6a S. 6 HO-BT zur Ab-
lehnung des Antrags berechtigt.

Aufbau: Dieses Gutachten wählt den Anspruchsaufbau, während sich das VG Berlin
für den Ablehnungsaufbau (vgl. hierzu AS-Skript VwGO [2025], Rn. 186) entschied.
Der Anspruchsaufbau ist im Rahmen von § 123 Abs. 1 VwGO intuitiver („Anord-
nungsanspruch“). Zudem vermeidest Du eine Prüfung der formellen Rechtmäßig-
keit der Ablehnung, die den Anspruch ohnehin nicht begründen kann.

(1) Zutritt zu den nicht für die Öffentlich-
keit zugänglichen Gebäuden des Deut-
schen Bundestags haben … 2. Inhabe-
rinnern und Inhaber eines nach Absatz 2
vom Deutschen Bundestag ausgegebe-
nen Bundestagsausweises …

(2) Einen personalisierten Bundestags-
ausweis erhalten … 3. auf Grund ihres Be-
schäftigungsverhältnisses … c) die mit
einem Arbeitsvertrag beschäftigten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Mit-
glieder des Deutschen Bundestages …

(6a) 1Die Ausstellung eines personalisier-
ten Bundestagsausweises sowie die Auf-
nahme auf die Zutrittsliste erfolgen auf
Antrag. 2Bei antragstellenden Personen
im Sinne des Absatzes 2 Nummer … 3 …
wird eine Zuverlässigkeitsprüfung durch-
geführt. 3Die Zuverlässigkeitsprüfung
verfolgt den Zweck, Risiken für die Si-
cherheit der Mitglieder des Deutschen
Bundestages sowie aller im Bundestag
Anwesenden abzuwehren und die Funk-
tions- und Arbeitsfähigkeit des Deut-
schen Bundestages und seiner Gremien
aufrechtzuerhalten. 4Ein Risiko in dem
Sinne liegt vor, wenn tatsächliche An-
haltspunkte erwarten lassen, dass die
Funktions- und Arbeitsfähigkeit des
Deutschen Bundestages oder die Sicher-
heit beeinträchtigt wird … 6Der Antrag
auf Ausstellung eines personalisierten
Bundestagsauweises … kann abgelehnt
werden, wenn begründete Zweifel an
der Zuverlässigkeit der antragstellenden
Person bestehen …

Auszug aus § 2 der Hausordnung des 
Deutschen Bundestages (HO-BT)
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(1) Erforderlichkeit eines Parlamentsgesetzes

Unabhängig von der Frage, ob M als unzuverlässig eingestuft werden kann
oder nicht, könnte die normative Grundlage in der HO-BT aufgrund ihres In-
nenrechtscharakters nicht ausreichend sein, um die Antragsablehnung zu
rechtfertigen. Es könnte vielmehr ein Verstoß gegen den Parlamentsvorbe-
halt vorliegen. Ein Parlamentsgesetz ist grundsätzlich dann erforderlich, wenn
die Regelung für die Verwirklichung von Grundrechten wesentlich ist (We-
sentlichkeitstheorie). 

(a) Eingriff in die Berufsfreiheit

Die Grundrechtsrelevanz der Ablehnung der Erteilung eines Bundestagsaus-
weises könnte sich aus einem Eingriff in die Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG
ergeben. Die Tätigkeit des M für den Bundestagsabgeordneten J stellt sich als
auf gewisse Dauer angelegte Tätigkeit dar, die zur Schaffung und Erhaltung ei-
ner Lebensgrundlage dient. Damit handelt es sich um einen Beruf. Ein Eingriff
liegt in jeder Verkürzung des grundrechtlichen Schutzbereichs durch staatli-
ches Verhalten. Indem P die Erteilung des Bundestagsausweises ablehnt, hat
M nur Zugang zu den öffentlich zugänglichen Bereichen. Dies erschwert die
Tätigkeit des M für J und hat aus Sicherheitsaspekten eben dieses Ziel. Es liegt
damit ein Eingriff mit subjektiv berufsregelnder Tendenz vor.

Vgl. AS-Skript Grundrechte (2025), Rn. 20

(b) Ermächtigung aus dem Grundgesetz

Dem Wesentlichkeitsvorbehalt ist allerdings genügt, wenn nicht nur ein Parla-
mentsgesetz, sondern sogar Vorschriften des Grundgesetzes den Grund-
rechtseingriff legitimieren oder die Exekutive oder Judikative zu Grundrechts-
eingriffen ermächtigen. Die Berufsfreiheit des M ist …

VG Berlin: „[8] … von vornherein durch den Widmungszweck der Liegen-
schaften des Bundestages beschränkt, und die durch Art. 40 Abs. 2 S. 1 GG
geschützte Funktionsfähigkeit des Bundestages stellt ein die Berufungs-
ausübungsfreiheit unmittelbar einschränkendes Verfassungsgut dar.

[7] … Die Vorschrift fungiert [daher] sowohl als Aufgabenzuweisungs- als
auch als Befugnisnorm für konkrete, auch belastende Einzelmaßnahmen.“ 

Dies gilt insbesondere …

OVG Berlin-Brandenburg: „[5] … für das mit der Zuweisung des Haus-
rechts und seiner Ausübung verbundene Recht, Personen vom Betreten
der Räume auszuschließen oder ihren Aufenthalt zu reglementieren, um
die Zweckbestimmung der Parlamentsgebäude zu wahren und den unge-
störten Ablauf seines Betriebs zu gewährleisten.“ 

Da P die Ablehnung auf Art. 40 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. Vorschriften der HO-BT und
der ZuV stützt, ist der Parlamentsvorbehalt nicht verletzt.

(2) Zuverlässigkeit des M

Entscheidend ist damit, ob M für die Erteilung eines Bundestagsausweises als
zuverlässig angesehen werden kann.

VG Berlin: „[9] … Begründete Zweifel an der Zuverlässigkeit der antrag-
stellenden Person bestehen nach dem in § 2 Abs. 6a S. 3 und 4 HO-BT ge-
nannten Zweck der Zuverlässigkeitsprüfung, wenn tatsächliche Anhalts-

Siehe zur Wesentlichkeitstheorie AS-
Skript Staatsorganisationsrecht (2026),
Rn. 158 ff.

Vgl. zur Definition des Berufs und zum
Eingriff AS-Skript Grundrechte (2025),
Rn. 425, 433 ff.

Beachte: Abgeordnete des Bundestags können sich hinsichtlich ihrer Abgeordne-
tenstellung nicht auf Grundrechte berufen, da der Staat nicht gleichzeitig Grund-
rechtsverpflichteter und -berechtigter sein kann, sog. Konfusionsargument. M ist
aber nicht selbst Abgeordneter, sondern Mitarbeiter des J.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident
des Deutschen Bundestages kann in
Ausübung des Hausrechts ergänzende
Regelungen erlassen oder über Ausnah-
men von den Bestimmungen der Haus-
ordnung entscheiden.

Auszug aus § 10 HO-BT
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punkte erwarten lassen, dass die Funktions- und Arbeitsfähigkeit des
Deutschen Bundestages beeinträchtigt wird.“ 

Der Begriff wird in den von P gemäß § 10 Abs. 2 HO-BT erlassenen Zugangs-
und Verhaltensregeln (ZuV) für den Bereich der Bundestagsliegenschaften
konkretisiert.

VG Berlin: „[9] … Anlage 3 der ZuV sieht unter III. einen Kriterienkatalog
für die Zuverlässigkeitsprüfung vor. Nach III. 2 c) liegt die Zuverlässigkeit
u.a. nicht vor, wenn (1.) Bestrebungen verfolgt werden oder binnen der
letzten vier Jahre verfolgt wurden, die … verfassungsfeindliche oder si-
cherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes für eine fremde Macht betreffen … , und (2.)
nach Abwägung aller Umstände des Einzelfalles ein Risiko für die Funk-
tions- und Arbeitsfähigkeit, die Sicherheit, Integrität oder Vertrauenswür-
digkeit des Deutschen Bundestages … zu besorgen ist.“ 

(a) Russlandkontakte als Grundlage für Unzuverlässigkeit

Die erforderliche Zuverlässigkeit liegt insbesondere nicht vor, wenn Bestre-
bungen verfolgt werden oder binnen der letzten vier Jahre verfolgt wurden,
die verfassungsfeindliche Aktivitäten oder sicherheitsgefährdende oder ge-
heimdienstliche Aktivitäten im Geltungsbereich des Grundgesetzes für eine
fremde Macht betreffen. Diese könnten sich aus den Kontakten zu russischen
staatlichen Stellen bzw. zu Personen, die ihrerseits mit russischen staatlichen
Stellen zusammenarbeiten, ergeben.

VG Berlin: „[11] [M] weist enge Verbindungen zu dem russischen Staats-
angehörigen X auf, der seinerseits aktiv mit russischen Geheimdienstan-
gehörigen zusammenarbeitete, die wiederum dessen privilegierten Zu-
gang zum Bundestag und zur Politik auszunutzen beabsichtigten, um den
demokratischen politischen Prozess und die verfassungsmäßige Ordnung
der Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen. Aus diesem Grund
hat die EU X … sanktioniert. [12] Die enge Verbindung des [M] zu X zeigt
sich an deren gemeinsamen [geschäftlichen] Aktivitäten in Bezug zu Russ-
land … [M] bestreitet nicht, mit X zusammengearbeitet zu haben und mit
ihm in Verbindung zu stehen.“ 

(b) Bloße Kontaktschuld

Es könnte allerdings eine bloße Kontaktschuld vorliegen. Diese umschreibt
eine Verfassungsfeindlichkeit, die einer Person ausschließlich aufgrund ihres
persönlichen Kontakts mit verfassungsfeindlichen Personen oder Institutio-
nen unterstellt wird. 

VG Berlin: „[12] … Es ist angesichts der Enge der Kontakte [jedoch] schon
nicht plausibel, dass [M] die Aktivitäten des X für den russischen Geheim-
dienst, über die auch ausführlich in der Presse berichtet wurde, verborgen
geblieben sind. Zudem sind ihm die Aktivitäten jedenfalls jetzt bekannt,
und er hat sich … nicht etwa von X abgewandt und distanziert, son-
dern lediglich geltend gemacht, die Zusammenarbeit sei nicht strafrecht-
lich relevant. Er zeigt damit ein bedenkliches Maß an Sorglosigkeit im
Umgang mit einem mittlerweile von der EU sanktionierten russischen Ein-
flussagenten. [13] Die Nähe des [M] zu einer fremden Macht zeigt sich
auch darin, dass er persönlichen Kontakt zur – ebenfalls von der EU sank-

Hinweis: Die bereits im Sachverhalt angesprochenen Vorschriften müssen Dir nicht
bekannt sein – sie gehören nicht zum Pflichtfachstoff. Da sie zudem nicht im Sarto-
rius enthalten sind, wird man Dir die Vorschriften in der Examensklausur unter dem
Sachverhalt abdrucken.

I. Rechtsgrundlagen/Geltungsbereich
1Im Plenarbereich Reichstagsgebäude
und in den übrigen Liegenschaften übt
die Präsidentin des Deutschen Bundes-
tages gemäß Artikel 40 Absatz 2 Grund-
gesetz das Hausrecht und die Polizeige-
walt aus. … 3[Die Hausordnung des Bun-
destages] regelt im Wesentlichen die Zu-
trittsberechtigung zu den Gebäuden
und zum Plenarsaal … 4Die Präsidentin
kann gemäß § 10 Absatz 2 HO-BT in Aus-
übung ihres Hausrechts ergänzende Re-
gelungen erlassen. 5Mit den nachfolgen-
den Zugangs- und Verhaltensregeln hat
die Präsidentin von dieser Möglichkeit
Gebrauch gemacht.

Anlage 3 III. 2 c): Kriterienkatalog
Die Zuverlässigkeit liegt … nicht vor,
wenn (1.) Bestrebungen verfolgt werden
oder binnen der letzten vier Jahre ver-
folgt wurden, die … verfassungsfeindli-
che Aktivitäten oder sicherheitsgefähr-
dende oder geheimdienstliche Aktivitä-
ten im Geltungsbereich des Grundgeset-
zes für eine fremde Macht betreffen und
(2.) nach Abwägung aller Umstände des
Einzelfalles ein Risiko für die Funktions-
und Arbeitsfähigkeit, die Sicherheit, die
Integrität oder Vertrauenswürdigkeit
des Deutschen Bundestages … zu be-
sorgen ist …

Auszug aus den Zugangs- und 
Verhaltensregeln für den Bereich der 

Bundestagsliegenschaften (ZuV) 
sowie aus deren Anlage 3:
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tionierten – Menschenrechtskommissarin der Russischen Föderation Frau
Y hat … [Diese] wurde sanktioniert … , da sie ein wichtiges Sprachrohr
der Regierung sei, aktiv die offiziellen Narrative, die die Existenz russischer
‚Filtrations‘- und Deportationspraktiken gegenüber der ukrainischen Be-
völkerung leugnen, propagiere und daher für die Umsetzung von Hand-
lungen und politischen Maßnahmen verantwortlich sei, die die territoriale
Unversehrtheit, die Souveränität und die Unabhängigkeit der Ukraine un-
tergraben und bedrohen. [14] Im Einklang hiermit unterstützt [M] … aktiv
prorussische Narrative, die auf den russischen Militärgeheimdienst zu-
rückgehen.“

Dass Y erst nach ihrem Kontakt zu M von der EU sanktioniert wurde, …

OVG Berlin-Brandenburg: „[13] … ändert nichts daran, dass auch schon
vorher bestehende Kontakte ein nach § 2 Abs. 6a HO-BT maßgebliches
Sicherheitsrisiko begründen können. Im Übrigen macht [M nicht] geltend,
dass [er] sich von [Y] distanziere.“

M verfolgt daher in der Gesamtschau Bestrebungen, die sicherheitsgefähr-
dende geheimdienstliche Tätigkeiten für eine fremde Macht betreffen.

(c) Abwägung

Diese Bestrebungen führen nach Anlage 3 III. 2c) ZuV aber nur dann zur Ableh-
nung der Zuverlässigkeit, wenn nach Abwägung aller Umstände des Einzel-
falles ein Risiko für die Funktions- und Arbeitsfähigkeit, die Sicherheit, Integri-
tät oder Vertrauenswürdigkeit des Deutschen Bundestages zu besorgen ist.
Dabei sind auch aktuelle Entwicklungen zu berücksichtigen:

VG Berlin: „[15] … Gerade in Zeiten hybrider Kriegführung, in denen von
Seiten etwa der Russischen Föderation gezielt und auf vielfältige Art und
Weise eine Destabilisierung des politischen Systems der westlichen
Welt, insbesondere der Bundesrepublik Deutschland, verfolgt wird, sind
greifbare und naheliegende Risiken für die Belange der Bundesrepublik
Deutschland sowie die Funktions- und Arbeitsfähigkeit des Parlaments
auszuschließen, wie sie durch den Antragsteller [M] und dessen Kontakte
zu russischen Stellen mit hinreichender Wahrscheinlichkeit drohen.“ 

Es bestehen somit begründete Zweifel an der Zuverlässigkeit des M. Die tatbe-
standlichen Voraussetzungen des Ablehnungsgrunds sind erfüllt.

b) Rechtsfolge

In diesem Fall kann gemäß 2 Abs. 6a S. 6 HO-BT der Antrag auf Erteilung eines
personalisierten Bundestagsausweises abgelehnt werden. Dementsprechend
steht die Entscheidung im Ermessen der P. Anhaltspunkte für Ermessensfeh-
ler sind nicht ersichtlich, insbesondere ist die Ablehnung angesichts des gro-
ßen Risikos für die Funktions- und Arbeitsfähigkeit des Parlaments nicht un-
verhältnismäßig. M hat dementsprechend schon keinen Anordnungsan-
spruch glaubhaft gemacht. 

Ergebnis: Der zulässige Antrag ist nicht begründet.

RA Christian Sommer/Jana Schaumburg

Prüfungsschema:
einstweilige Anordnung, 

§ 123 VwGO

A. Zulässigkeit

I. Eröffnung des Verwaltungsrechts-
wegs

II. Statthaftigkeit, § 122 Abs. 1 i.V.m. 
§ 88 VwGO

Kein Fall der §§ 80, 80a VwGO, vgl. 
§ 123 Abs. 5 VwGO

III. Antragsbefugnis, § 42 Abs. 2 VwGO 
analog

IV. Richtiger Antragsgegner, § 78 VwGO 
analog/Rechtsträgerprinzip

V. Allgemeines Rechtsschutzbedürfnis

1. Vorheriger Antrag bei der zustän-
digen Behörde

2. Hauptsacheverfahren nicht offen-
sichtlich unzulässig

B. Begründetheit

I. Abgrenzung Sicherungs-/Rege-
lungsanordnung

II. Anordnungsanspruch: i.d.R. der in 
der Hauptsache geltend gemachte 
Anspruch

III. Anordnungsgrund: insb. Eilbedürf-
tigkeit

IV. Glaubhaftmachung

V. Rechtsfolge

 Grds. keine Vorwegnahme der 
Hauptsache

 Grds. nicht mehr als in der Haupt-
sache




